
Statut 

Krankßkenkalſe 

für die 

Gußjtabljabrik 

Bochumer Vereins für Bergbau und Gußſtahlfabrikation 



s 1. 

Name und Sißz der Kaſſe. 

Der Bochumer Verein für Bergbau und Gußſtahlfabrikation 
errichtet auf Grund der Beſtimmungen des8 Krankenverſicherung3- 
Geſeze8 vom 15. Juni 1883 in der Fajſſung der Novelle vom 
10. April 1892 für ſfeine Kranken-= und Unterſtützungskaſſe 
ein neues Kaſſenſtatut, welc<e8 an Stelle der Statuten vom 
11. März 1855 und 6. September 1884 tritt. 

Die Kaſſe führt den Namen :- 

Krankenkaſſe für die Gußſtahlfabrik des Bochumer Vereins 
für Bergbaun und Gußſtahlfabrikation 

und hat ihren Sitz zu Bochum. 

8 2. 

ZwangS3weiſe Mitgliedſc<haft. 

Alle in genannter Fabrik gegen Gehalt oder Lohn be- 
ſchäftigten Perſonen gehören mit dem Tage des Eintritt3 in die 
Beſchäftigung kraft Gejetßzes als verſicherung3pflichtige Mitglieder 
der Kaſſe an, ſofern nicht die Beſchäftigung durch die Natur 
ihres Gegenſtandes oder im Vorau8 durch den ArbeitS8vertray 
auf einen Zeitraum von weniger als einer Wo<he beſchränkt iſt 

Befreit von dieſem Zwange ſind: : 
a3) Betriebsbeamte, deren Arbeits8verdienſt an Lohn oder 

Gehalt 6?/; Mark für den Arbeit8tag oder, ſofern 
Lohn oder Gehalt nach größeren Zeitabſchnitten bemeſſen 
ift, 2000 Mark, für das Jahr gerechnet, überſteigt; 

b) diejenigen Perſonen, welche den Nachweis erbringen, daß 
ſie Mitglieder einer den Anforderungen des 8 75 des 
Krankenverſiherungsgeſjeßes genügenden Hülfskaſſe find, 
(8 63 Abſatz 1 d. G.) 

Wenn in die Fabrik ein Mitglted einex ſol<hen Hülfskaſſ 
eintritt, welches in jeiner biSherigen Mitgliederklaſſe weniger als 
die Hälfte des für den jetzigen Beſchäftigungsort feſtgeſebte 
ortgüblicßhen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter (s 8 ds 
Geſete8) als Krankengeld zu beanſpruchen hat, ſo bleibt daſſelle 
nur für die Dauer von zwei Wochen nach dem Eintritt in de 
Beſchäftigung befreit. (8 75 Abſ. 2 d. G.)
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Als8 Gehalt oder Lohn gelten auc< Tanticmen und Natural- 
bezüge. Für die leßzieren wird der Durchjſchnittäverth in An- 
ſaß gebracht ; dieſcexr Werth wird von der unteren Verwaltungs- 
behörde feſtgeſezt. (8 1 Abſ. 5 d. G.) | 

Auf ihren Antrag ſind dur< den Kaſſenvorſtand von der 
Mitgliedſc<haft zu befreien: 

1. Perſonen, welche in Folge von Verlezungen, Gebreden, 
Hroniſhen Krankheiten oder Alter nur theilweiſe oder 
nur zeitweiſe erwerbsfähig ſind, wenn der unterſtüßungs- 
pflichtige Armenverband der Beſreiung zuſtimmt. 

2. Perjonen, welchen gegen die Firma- für den Fall der 
Erkrankung ein Rechtsanſprueh auf eine den Be- 
ſtimmungen des 8 6 des Krankenverſicherung38- Geſeßzes 
entſprechende oder gleichwerthige Unterſtüßung zuſteht. 

Wird der Antrag auf Befrelung von dem Kaſſenvorſtande 
abgelehnt, ſo entſcheidet auf Anrufen de3 Antragjtellers die 
Aufſichtsbehörde endgültig. 

In dem Falle zu 2 gilt die eingeräumte Befreiung nur für 
die Dauer des Arbeits8vertrages. Sie erliſcht vor Beendigung 
des Arbeitsvertrages : 

a) wenn ſie von der Aufſichtöbehörde wegen nicht ge- 
nügender Leiſtungsfähigkeit der Firma von Amtswegen 
oder auf Antrag eines Betheiligten aufgehoben wird. 

b) wenn die Firma die befreite Perſon zur Krankenver- 
jicherung anmeldet. Die Anmeldung iſt ohne rechtliche 
Wirkung, wenn die befreite Perjon zur Zeit derſelben 
bereits erfrankt war. 

Infoweit im Erkrankungs8falle der gegen, die Firma be- 
ſtehende Anſpruch nicht erfüllt wird, iſt auf Antrag der befreiten 
PBerjon von der Kaſſe die ſtatutenmäßige Krankenunterſtüzung 
zu gewähren. Die zu dem Ende gemachten Aufwendungen jind 
ton der Firma zu erſtatten. (8 3a d. G.) 

Verſicherungspflichtige Mitglieder müſſen bei der Kaſſe 
terbleiben, ſo lange ihre Beſchäftigung in der Fabrik dauert, 
bnnen aber mit dem Schluß de8s Rechnung3jahres austreten, 
venn ſie den Austritt ſpäteſtens drei Monate vorher bei dem 
Borſtande beantragen und vor dem Sc<luß des Rechnung3jahres 
tachweiſen, daß ſfie Mitglieder einer den Anforderungen des 

| 75 des Krankenverſicherung8-Geſezes genügenden Hülfsfkaſſe 
jeworden ſind. Sie erhalten ſpäteſtens am erjten Löhnungstage
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nach ihrem Eintritt ein Exemplar dieſes Statuts. (8 63 Abſ. 3, 
8 24 Abſ. 3 d. G.) 

(Es werden nur männliche Perſonen dauernd in der Fabrik 
beſchäftigt. 

g 3. 
tFreiwillige Mitgſiedichaft. 

1. Alle nicht verſicherungspflichtige Perſonen, welche in der 
Fabrik beſchäftigt ſind, ſowie überhaupt alle dauernd in Lohn 
oder Gehalt der Firma ſtehende Perſonen können der Kaſſe 
durch ſchriftliche oder mündliche Anmeldung bei dem Kaſſen- 
vorſtande beitreten, ſofern ihr jährlihes Geſammteinkommen 
2000 Mark nicht überſteigt; ſie erhalten aber keinen Anſpruch 
auf Unterſtüßung im Falle einer bereit8 zur Zeit dieſer An- 
meldung eingetretenen Erkranfkung. 

Der Kaſſenvorſtand kann den GeſundheitSzuſtand jol<er 
Perſonen ärztlich unterſuchen laſſen und die Anfnahme ablehnen, 
wenn die Unterſuchung eine bereit8 beſtehende Krankheit ergiebt. 
(8 63 Abſ. 2 d. G.) 

Ergiebt die Unterſuchung zwar keine bereit3 eingetretene 
Erkfrankung, aber einen nicht normalen Geſundheitszuſtand, ſo 
wird der Anſpruch auf Krankenunterſtüßung erſt nach Ablauf 
von 6 Wochen von der bewirkten Anmeldung ab erworben. 

Diejenigen verſicherungspflichtigen Perfonen, welche von der 
Verpflihtung, der Kaſſe anzugehören, wegen ihrer Betheiligung 
an einer dem 8 75 genügenden Hülfskaſſe befreit ſind (vergleiche 
8S 2 Abſaß 2b), ſind gleichfalls berehtigt, der Kaſſe durch An- 
meldung freiwillig beizutreten. 

Für die zum Beitritt berechtigten Perſonen beginnt die 
Mitgliedſ<haft mit dem Tage der ſc<hriftlichen oder mündlichen 
Anmeldung. Sofern aber der Kaſſenvorſtand binnen 3 Tagen 
nach der eingehenden Anmeldung erklärt, daß er die Aufnahme 
von dem Ergebniß einer ärztlichen Unterſuchung abhängly 
machen will, beginnt die Mitgliedſc<haft einer nichtverſicherungs 
pflihtigen Perjon erſt mit dem Tage, an welchem derſelbex 
die Entſc<eidung de8 Kaſſenvorſtandes zugeſtellt wird. Ergeht 
eine Entſcheidung nicht binnen 2 Wochen nac< Eingang de 
Anmeldung, ſo gilt die Annahme als bewirkt. (8 2643 Abſ. ? 
Ziffer 4 d. G.)
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Freiwillig beitretende Perjonen erhalten vom Vorſtande 
Jpäteſten8 am erſten Löhnung8tage na< dem Beginn der Mit- 
gliedſchaft eine Beſcheinigung über dieſelbe mit einem Exemplar 
dieſes Statuts. (8 24 Abſ. 3 d. G.) 

2. Kaſſenmitglieder, welche aus der Beſchäftigung in der 
Fabrik ausſ<heiden und nicht zu einer Beſchäſftigung übergehen, 
vermöge welcher ſie Mitglieder einer andern Betriebs- (Fabrik-), 
einer Ort8=, Innungs- oder Bau-Krankenkaſſe oder einer Knapp- 
ſc<haft8kaſje werden, bleiben ſo lange freiwillige Mitglieder, al3 
ſie fich im Gebiete de8 Deutſchen Reichs aufhalten, wenn ſie 
ihre dahingehende Abſicht binnen einer Woche dem Kaſſenvor- 
ſtande anzeigen. Die koſtenfreie Zahlung der vollen Kaſſen- 
beiträge, alſo einſhließlih des Zuſc<huſſes der Firma, zum 
erſten Fälligkeitötermine, gilt der ausdrücklichen Anzeige gleich, 
ſofern der Fälligkeitötermin innerhalb der für die leßtere vor- 
geſ<ritebenen einwöchigen Friſt liegt. (8 27 Abſ. 1 d. G.) 

Die nach dem Ausſcheiden aus der Fabrik bei der Kajſſe 
verbliebenen Perſonen fönnen weder Stimmrechte au3üben, noch 
Kaſſenämter bekleiden. (8 64 Ziffer 5 d. G.) 

3. Die freiwillige Mitgliedſchaft erliſcht 
a) dur<; mündliche oder ſchriftliche AuStrittserklärung 

an den Kaſſenvorſtand, 
b) bei Nichtverſicherungspflichtigen dann, wenn an zwei 

aufeinanderfolgenden Zahlung8terminen nicht die 
vollen Beiträge geleiſtet werden. (8 63 Abſ. 4 d. G.) 

S 4. 
Eintrittsgeld. 

Neu eintretende Perſonen zahlen wenn dieſelben nach 
Naßgabe der Beſtimmungen des 8 5 d. St. 
? in die 1. Klaſſe gehoren M. 2,00, 

'* „ „ [[[ „ „ „ 1,20. 
Befreit von der Zahlung eines Eintrittsgeldes ſind die in 

ke IV. Klaſſe gehörigen Mitglieder fowie diejenigen Perſonen, 
velche nachweiſen, daß ſie innerhalb der ihrer Anmeldung vor- 
|rgehenden 13 Wochen einer andern Krankenkaſſe angehört 
der Beiträge zur Gemeinde-Krankenverſicherung geleiſtet haben 
| 26 Abſ. 1 d. G.) und die im 8 26 Nr. I1 des Geſjeßes 
kzeichneten Perſonen.
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Das Eintrittsgeld ijſt von den zur Zahlung verpflichteten 
Mitgliedern mit dem erſten fälligen 14tägigen Beitrage einzu= 
zahlen. (8 17 Abſ. 2 d. St.) 

8 5. 

Krankenunterjtüzung für die in der Fabrik 
beſhäftigten Mitglieder. 

Als Krankenunterſtüßung gewährt die Kaſſe den in der 
Jabhbrik beſchäftigten Mitgliedern: 

1. Vom Beginn der Krankheit ab freie ärztliche Behandlung 
durc<h die angejtellten Hüttenärzte, freie Arznei, Brillen, 
Bruchbänder und ähnliche Heilmittel, joweit fol<e von 
den Hüttenärzten verordnet find ; (8 6 Abſ. 1 Nr. 1 d. G.) 

2. im Falle der ErwerbS3unfähigkeit vom dritten Tage 
nach dem Tage der Erkrankung ab für jeden Tag ein 
Krankengeld in Höhe der Hälfte des durchſchnittlichen 
Tagelohne8. (8 6 und 6a Abſ. 1 Nr. 4 d. G.) 

Die Feſtſtellung deſſelben erfolgt gemäß 8 20 Abſaßz 2 des 
Krankenverſicherungs8geſeßes vom 15. Juni 1883 in der Faſſung 
der Novelle vom 10. April 1892 klaſſenweije, indem die exr- 
wachſenen über 16 Jahre alten Mitglieder nacq Maßgabe ihres 
wirklichen Arbeit3verdienſtes in drei Klaſſen eingetheilt werden 
und zwar dergeſtait, daß 
in die 1. Klaſſe diejenigen gehören, welche M. 4,00 und darüber, 
„„Ü. , ' . " „ 2,00 bis8 4,00 ausſchl. 
„ „ZUl, , " " „bdiS , 2,00 „ 
pro Arbeitstag verdienen. 

Eine 1IV. Klaſſe wird für alle unter 16 Jahre alten Mit«- 
glieder gebildet 

Hat jedoch ein Mitglied nichl während 3 voller aufeinander- 
folgender Lohnperioden in ein und derfelben Klaſſe Beiträge 
entrichtet, ſo ſteht ihm in Fällen der Erkrankung da38 Krankenw 
geld derjenigen Klaſſe zu, welche jeinem aus den leßten drei 
Lohnperioden vor der Erkrankung reſjultirenden Durchſchnitts: 
verdienjt entjpric<t. JInſoweit der Erkrankte nicht während 
dieſer ganzen Zeit im Dienſt der Firma geſtanden hat, wird 
obiger Durc<hſc<hnitt auf Grund de8 Verdienſte8 eines in gleich 
artiger Beſchäftigung ſtehenden Mitgliedes erre<hnet. Die Feſt- 
ſtellung erfolgt auf Grund der Lohnliſten durc< den Rehnungst 
führer.



Der durchſchnittliche Tagelohn iſt in der 
1. Klaſſe auf M. 4,00, aljo das Krankengeld auf M. 2,00, 
D . „ „ 300, „ - - „ - 1,50, 
W .. „„ „ 2,20, „ „- - „ „ 1,10, 
" . ,“ 1-20[ „' „ [&] [X] ,. 0760 

bis auf Weiteres feſtgeſeßt. | 
Bei einer Krankheit8dauer von mindeſten8 28 Tagen wird 

das Krankengeld für die erſten drei Tage nachgezahlt. 
Verheiratheten und verwittweten Mitgliedern mit Kindern 

unter 15 Jahren ohne Verdienſt, ſowie ſol<en Mitgliedern, 
welche die einzigen Ernährer ihrer mit ihnen im ſelben HauS- 
holte lebenden unter 15 Jahre alten Geſhwijter ſind, wird für 
jedes derſelben auf die Dauer de3 Krankengeldbezuges ein Zuſaß- 
franfengeld von 5?/,, für alle zuſammen jedo< von höchſtens 
162/,9/, de8 für das Krankengeld maßgebenden dur<hſchnittlichen 
Tagelohnes gewährt, ſodaß das Krankengeld und der Zuſaß zu 
demjelben zuſammen bei 4 und mehr Kindern bis8 zu 2/, des 
genannten durc<hſchnittlichen Tagelohnes ſteigen. 

Dieſes Zuſatkrankengeld wird jedo< nicht gezahlt an die- 
jenigen Mitglieder, welhe zur Zeit der Erkrankung in Kün- 
digung ſtanden, oder welß<e noc< nicht 6 Wochen Mitglieder 
der Kaſſe waren, ſowie an diejenigen, wel<he no< einer anderen 
Kranken- und Unterſtüßungskaſſe angehören. 

Findet eine anderweite Feſtſtellung der vorſtehenden Säße 
nac< Maßgabe des Geſeze3 vom 15. Juni 1883 in der Faſſjung 
der Novelle vom 16. April 1892 dur< die höhere Verwaltungs3- 
behörde ſtatt, ſo treten die neuen Säße an die Stelle der vor- 
ſtehenden. 

Die neuen Säße ſind dur< Anſchlag in den Werkſtätten 
der Fabrik bekannt zu machen. 

Unter Erkrankungen ſind auch Verlezungen einbegriffen. 
Der Tag der Anmeldung der Krankheit gilt als Tag der 

Erkfranfung, falls nicht ein früherer Tag zweifello38 nachgewieſen 
werden kann. 

Der Erkrankte hat Anſpruch auf die Krankenunterſtüßung 
für die Dauer der Krankheit, jedoch höchſten3 bis zum Ablauf 
der 13. Woche nac< Beginn des Krankengeldbezuge3s. (8 6 
Abj. 2 d. G.) 

3. An weiteren Unterſtüßungen könneu aus der Krankenkaſſe 
wie biöher gewährt werden :
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a) Vorübergehende Unterſtüßung an im Dienſt invpalide 
gewordene Meiſter oder Arbeiter ; 

b) vorübergehevyde Unterſtüßung an hinterlaſjenc Wittwen 
verſtorbener Mitglieder ; 

c) außergewöhnliche Unteritüßungen an erkranfte Mit- 
glieder in geeigneten Fällen. 

Zu dem Ende jet der Vorſtand halbjährlich naß Maßgabe 
des Bedürfniſſes und der Zulänglichkeit der vorhandenen Mittel 
eine Summe feſt, wel<e zu den vorſtehenden Unterſtüßungen 
Suüb 3a, b und c dienen foll und trifft bezüglic< der Art und Weiſe 
der Verwendung diejer Summen die erforderlichen Beſtimmungen 

s 6. 
Krankenunterſtüßzung für nicht im Betriebe 

beſ<häftigte Mitglieder. 

Mitglieder, welche nac4 ihrem AuSſcheiden aus der Fabrik 
bei der Kaſſe verbleiben (s 3 Ziffer 2 d. Statuts8), erhalten 
als Krankenunterſtüßung : 

„j0 lange fie fich nicht im Bezirke der Gemeinde Bochum 
aufhalten, unter Wegfall der Unterſtüßung na<h 8 5 Ziffer 1 
des Statuts den anderthalbfachen Betrag des Krankengeldes, 
welches ihnen naM 8 5 ZBiffer 2 des Statuts gewährt 
werden muß. (8 27 Abſ. 3 d. G.)“ 

S (« 

Verpflegung im Krankenhauſe. 

An Stelle der Krankenunterſtüzung der 88 5 und 6 wird 
freie Kur und Verpflegung im Kranfenhauſe gewährt und zwar : 

1. für diejenigen Mitglieder, welche verheirathet jind oder 
eine eigene Haus8haltung haben oder Mitglieder der 
HauShaltung ihrer Familie fſind, mit ihrer Zuſtimmung ; 
unabhängig von derſelben aber dann, wenn die Art 
der Krankheit Anforderungen an die Behandlung oder 
Verpflegung ſtellt, welchen in der Familie des Erkrankten 
nicht genügt werden kann, oder wenn die Krankheit eine 
anſte>ende iſt, wobei der Ausſpruch eines8 Hüttenarztes 
entſcheidet, oder wenn der Erkrankte wiederholt den im 
lezten Abſaß des 8 10 erwähnten Vorſchriften zuwider- 
gehandelt hat, oder wenn deſſen Zuſtand oder Verhalten 
eine fortgeſeßte Beobachtung erfordert; (8 7 Abſ. 1 d. G.) 

2. für ſonſtige Erkrankte unbedingt. (Koſtgänger.)
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Hat der in einem Krankenhaufe Untergebrachte Angehörige, 
deren Unterhalt er bi8her aus jeinem Arbeits8verdienſte beſtritten 
hat, ſo iſt neben der freien Kur und Verpflegung die Hälfte 
des in den 88 5 und 6 als Krankengeld feſtgeſeßten Betrages 
für dieſe Angehörigen zu zahlen. Die Zahlung erfolgt unmittel- 
bar an die Angehörigen. (8 21 Abſ. 1 Ziffer 3.) 

Hat der in einem Krankenhauje Untergebrachte keine ſol<hen 
Angehörigen, ſo kann demſelben neben freier Kur und Verpfle- 
gung ein Krankengeld in Höhe eine38 Achtels des der Bemeſſung 
zu Grunde liegenden durchſc<hnittlichen Tagelohne8 gewährt werden. 

Dem Vorſtand iſt auf Erfordern der Nachweis bezüglich 
der erwähnten Angehörigen und der denjelben jeitens des be- 
treffenden Mitgliedes gewährten Unterſtüzungen zu erbringen. 

Die erforderliche (Controle übt der Vorſtand in geeigneter 
Weiſe aus. 

5 8. 
Unterjtüßbung erkrankter Familienangehöriger. 

Die nicht jelbſt dem Krankenverſicherung3zwange unter- 
liegenden Familienangehörigen der Mitglieder der Krankenkaſſe 
erhalten im Erkrankungsfalle freie ärztliche Behandlung. 

Aerztliche Hülfe bei ehelichen Geburten kann -- jedoh 
nur auf ſchriftliches Erjuchen der Hebamme -- verlangt werden 
und iſt von den angeſtellten Hüttenärzten gegen ein feſtgeſeßtes 
Honorar zu leiſten, ivel<es zur Hälfte von der Krankenkaſſe 
gezahlt wird. 

Als Familienangehörige ſind die im jelben HauSshalt mit 
den Mitgliedern lebenden und mit ihrem Unterhalt ganz oder 

größtentheils auf den Arbeits8verdienſt der Mitglieder ange- 
wieſenen Ehegatten, Eltern und nicht erwerbs8fähigen unter 
15 Jahre alten Kinder derſclben anzuſehen. 

Gewährung der Krankenunterſtüßzung durc< beſtimmte 
Acrzte, Apotheken und Krankenhäujzer. 

Die im 8 7 vorgeſehene Kur und Verpflegung erfolgt in 
der Auguſta= Anſtalt (Evangel. Krankenhaus), der Eliſabeth- 
Anjtalt (Kath. Krankenhaus), oder in einer ſonſtigen vom Vor- 
ſtande beſtimmten Anſtalt. Soweit die Erkrankten nicht in das 
Krankenhau8 aufgenommen ſind, wird denſelben die ärztliche 
Behandlung durc< cinen der angeſtellten Hüttenärzte und die
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Lieferung der Arznei durc<4 die mit der Kaſſe in Geſchäftsver- 
bindung jtehenden Apotheken gewährt. Die Bezahlung der 
dur< Inanſpruchnahme anderer Aerzte, Apotheken und Kranken- 
häuſer entſtandenen Koſten kann, von dringenden Fällen ab- 
g*ſehen, abgelehnt werden. Die Auswahl unter den Hütten- 
ärzten ſteht den Mitgliedern fret; während derſelben Krankheit 
darf jedod) ohne Zuſtimmung des Vorftandes ein Wechſel nicht 
vorgenommen werden. 

s 10. 
Allgemeine Pflichten der Mitglieder bei 

Krankheit3fällen. 

Im Erkrankungs8falle iſt zunähſt innerhalb 24 Stunden 
vom Meiſter 'oder directen Vorgeſeßten des Erkrankten ein 
Kranken-Anmeldeſchein au8zuſtellen, in welchem der Eintritt 
etwaiger Erwerb3unfähigkeit, vorbehaltlih der Prüfung dnurc< 
den Hüttenarzt beſcheinigt wird. Auf Grund dieſe8 Anmelde- 
ſcheine3s iſt jodann von dem Redhnungsführer der Kaſſe ein 
Krankenſchein zu verabfolgen, welcher als Legitimation bei dem 
Hüttenarzte dient. 

Ohne einen folchen Krankenſ<hein darf Niemand zur kaſſen- 
ärztlicßen Behandlung zugelaſſen werden. Ausnahmen ſind, wenn 
Gefahr im Verzuge iſt, zuläſſig bei ſchweren Verleßzungen oder 
plößlichen Erkrankungen. In ſol<hen Fällen iſt jedod) die Ausſtellung 
des Krankenſcheines jſpäteſtens am zweiten Tage nachzuholen. 

Ueber die Krankenſ<heine wird ſowohl im Bureau der 
Fabrik, wie bei dem Arzte ein Regiſter geführt, welches zur 
Controle der Kranken dient. 

Behufs Erhebung des Krankengeldes muß das Kaſſen- 
mitglied ein vom Hüttenarzt auf dem Krankenſchein vermerktes 
Atteſt vorzeigen, in welchem der Beginn und Grad, ſowie die 
no< fortbeſtehende Arbeitsunfähigkeit oder aber der Wieder- 
eintritt der Arbeitsfähigkeit beſ<heinigt iſt. 

Krankengeldzahlungen finden wöcentlich postnumerando 
nur Donnerſtag, Vormittags von 8?/, bis 10 Uhr, ſtatt und müſſen 
dieſerhalb die Krankenſcheine mit dem vorjtehend bezeichneten 
Vermerk des Hüttenarztes verſehen bis ſpäteſtens Mittwoch, 
Vormittags8 10 Uhr, dem Rechnungsführer übergeben werden. 

Fallen auf dieſe Tage Feiertage, ſo verſchieben ſich die 
Termine entſprechend.



Erkrankte Perjonen müſſen die Vorſchriften des Arztes 
gewiſſenhaft befolgen, ſie dürfen keine Arbeiten, welche nach dem 
Urtheil des Arztes mit ihrem Zuſtande unverträglich ſind, noch 
ſonſtige ihrer Geneſung hinderlihe Handlungen vornehmen. 

Ohne Erlaubniß des Vorſtandes dürfen erkrankte Perſonen 
weder öffentliche Locale no<c; Schankſtellen beſuchen, Reiſen 
machen oder Erwerbsöarbeiten vornehmen. 

Ein Kranker, deſſen KrankheitSzuſtand das AuSgehen nach 
dem Gutachten de8 Hüttenarztes geſtattet, iſt verpflichtet, ſich 
wenigſtens jeden zweiten Tag bei dem Arzte in den von dem- 
jelben dazu beſtimmten Stunden einzufinden. Der Arzt hat den 
Beſjuch de3 Kranken auf dem Krankenſchein zu vermerken. 

Sobald ein Mitglied wieder arbeitsfähig iſt, hat daſſelbe 
ſeinem Meiſter oder ſonſtigen directen Vorgeſezten den Kranken- 
j<mein mit einem dies beſtätigenden Bermerk des Arztes zu 
übergeben. Ohne derartiges „Geſundheitöatteſt“ darf das Mit- 
glied nicht wieder zur Arbeit zugelaſſen werden, auch wenn 
daſſelbe Krankengeld nicht bezogen hat. 

Krankenſcheine, welhe von einem nicht zu den Hüttenärzten 
gehörigen Arzte ausgeſtellt ſind, werden nur angenommen, wenn 
jich das Mitglied bei demſelben mit Genehmigung des Vorſtandes 
in Behandlung gegeben hat. 

Ale Betrieb3beamte und Arbeiter, insbeſondere die Mitglieder 
des Kaſſenvorſtandes, ſind verpflichtet, darüber zu wachen, daß 
gegen die Beſtimmungen der vorſtehenden Paragraphen nicht 
gefehlt oder die Krankenkaſſe ſonſtwie benachtheiligt wird. 

Der Vorſtand kann Mitglieder, welche einer der vorſtehenden 
Vorjchriften zuwiderhandeln, in eine Strafe bi8 zu 20 M. nehmen. 

s 11. 
Bejondere Beſtimmungen für außerhalb des 

Kurbezirkes erkrankte Mitglieder. 

1. Bei einer Erkrankung außerhalb des Kur-Bezirks der 
Gußftahlfabrik während eine8 Urlaub8 hat das8 Mitglied ſofort 
in den Kur-Bezirk zurückzukehren und ſich in die Behandlung 
eines Kaſſenarztes zu begeben; das Honorar für einen etwa 
I<on auswärts conjulticten Arzt hat das Mitglied zu tragen. 

2. Von der Verpflichtung zur ſofortigen Rückkehr iſt ein 
jolches Mitglied nur dann entbunden, wenn e38 umgehend durch 
ein amtlic beglaubigtes ärztliches Atteſt nachweiſt, daß es die
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Reiſe ni<t ohne Gefahr für Geſjundheit und Leben machen 
kann ; das zur Erhebung von Krankengeld ſpäter beizubringende 
amtlich beglaubigte ärztliche Atteſt muß dann ferner darthun, 
daß die Reiſe ohne Gefahr für Geſundheit und Leben nicht 
früher, al3 e8 geſchehen iſt, hat gemac<ht werden können, es ſei 
denn, daß der Vorſtand der Krankenkaſſe da8 Verbleiben des 
Kranken an dem Orte der Erkrankung ausdrülich geſtattet hat. 
Bei jeder die Dauer einer Woche überſteigenden Erwerbsunfähigkeit 
iſt für jede weitere Woche eine erneuerte derartige Beſcheinigung 
einzureichen. So lange die Rückkehr unmöglich iſt, gewährt die 
Krankenkaſſe die in 8 5 oder die in 8 6 oder die in 8 7 be- 
zeichneten Leiſtungen. Der Vorſtand kann jedoch in einem ſolchen 
Falle auch auf Koſten der Krankenkaſſe eine ärztliche Unterſuchung 
und eventl. Weiterbehandlung dur< einen öffentlich angeſtellten 
Arzt veſp. den Arzt einer Ort8- oder Betriebskaſſe anordnen, deſſen 
Gutachten dann für die Krankenkaſſe allein maßgebend iſt. 

3. In allen Fällen, in denen ein Mitglied außerhalb des 
Kurbezirk8 in Deutſchland erkrankt =- mag es8 noc<h im Dienſt 
der Firma ſtehen oder ni<ht - ſteht dem Vorſtand der Kranken- 
kaſſe das Recht zu, die Verpflegung de3 erkrankten (oder ver- 
leßte::) Mitgliedes durd) Privatabkommen einer Ort3- oder Be- 
trieb2-(&nappſchafts-)Krankenkaſſe zu übertragen, in deren Kur- 
Bezirk ſihß das Mitglied aufhält. 

8 12. 
Beſondere Pflichten der aus8 der Fabrik 

ausgeſchiedenen Mitglieder in Krankheitsfällen. 
An Mitglieder der im 8 3 Ziffer 2 des8 Statuts bezeich- 

neten Art, welc<he ſich nicht im Bezirke der Gemeinde Bochum 
aufhalten, erfolgt die AuS8zahlung des Krankengelde3 nur, wenn 
fie koſtenfrei eingeſandt haben: 

a) eine Beſcheinigung der Gemeinde-Behörde ihres Auſ- 
enthalt8orte8, daß der Erkrankte nicht vermöge jeiner 
derzeitigen Beſchäftigung geſeßlich einer anderen Kranken- 
kaſſe angehört oder thatſächlich einer ſolchen beigetreten ijt; 

b) die Beſcheinigung eines öffentlich angeſtellten Arztes 
über Urfache und Beginn der Erkrankung und über die 
Dauer der durch dieſelbe bewirkten Erwerbsunfähigkeit. 
Bei jeder die Dauer einer Woche überſteigenden Erwerbs5- 
unfähigkeit iſt für jede weitere Woche eine erncuerte 
derartige Beſcheinigung einzureichen.
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Der Vorſtand iſt befugt, auch von den ſich in der Gemeinde 
Bochum aufhaltenden Mitgliedern derſelben Art Vorlage der 
Beſcheinigung sub a zu fordern. 

Nicht allein die Koſten allex Beſcheinigungen, ſondern auch 
etwaiger Geldſendungen find von den betreffenden Mitgliedern 
zu tragen und erforderlihen Falls von dem Krankengelde in 
Abzug zu bringen. 

Der Vorſtand iſt befugt, für alle aus der Fabrik ausge- 
ſ<hiedenen Mitglieder bejonderxe Controlvorſchriften zu treffen 
und namentlic;] auch in den von ihm beſtimmten Friſten per- 

ſönliche Meldungen bei den von ihm bezeic<hneten Perſonen an- 
zuordnen, fall8 der Geſundheit8zuſtand ſolche Meldungen geſtattet. 

Die Nichtbeachtung jolcher Controlvorſchriften berechtigt den 
Vorſtand, eine Strafe bi8 zu M. 5,00 zu verhängen. Derſelbe 
fann außerdem ſelbſtredend die Zahlung des8 Krankengeldes 
beanſtanden, bi8s das Recht auf deſſen Bezug zweifellos nach- 
gewieſen ijt. 

g 13. 
Kürzung der Krankenunterſtüßung wegen 

Doppelverſicherung. 

Einem Mitgliede, welches gleichzeitig anderweitig gegen 
Krankheit verſichert iſt, wird das Krankengeld joweit gekürzt, 
al8 dasfelbe zuſammen mit dem aus8 anderweiter Verſicherung 
bezogenen Krankengelde den vollen Betrag ſeines durchſchnitt- 
lichen Arbeitsverdienſtes überſteigen würde. 

Die Mitglieder ſind bei Vermeidung einer Ordnungsjtrafe 
bis zu M. 20,00 verpflichtet, andere von ihnen eingegangene 
Verſicherung3verhältniſſe, aus welc<hen ihnen Anſprüche auf 
Krankenunterſtüzung zuſtehen, ſofern fie zur Zeit des Eintritts 
in die Kaſſe bereit38 beſtanden, binnen einer Woc<he nach dem 
Eintritt, fpfern fie ſpäter abgeſchloſſen werden, binnen einer 
Woche nac< dem Abſchluſſe, dem Kaſſenvorſtande anzuzeigen 
(8 26a Abſ. 1 und Abj. 2 Z. 1 und 2a2). 

g 14. 
Sonſtige Beſc<ränkungen der Kranken-Unterſtüßungen. 

Mitgliedern, welche die Kaſſe durch eine mit dem Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte bedrohte ſtrafbare Handlung ge- 
ſ<ädigt haben, wird für die Dauer von 12 Monaten ſeit Be- 
gehung der Strafthat ein Krankengeld nicht gewährt.
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DaSsſelbe att für Mitglieder, welche jich eine Krankheit 
vorſäßlich oder durch ſchuldhafte Betheiligung bei Schlägereien 
vder Raufhändeln, durc< Trunkiälligkeit oder geſchle<htliche Aus- 
ſchweifungen zug'zogen haben, für die Dauer dieſer Krankheit. 
(8 26a Abj. 2 3. 2 d. G.) 

8 15. 
+ Sterbegeld. 

Für den Todesfall eines Mitgliedes gewährt die Kaſſe ein 
Sterbegeld. 

Dasſelbe beträgt : 
in der 1, I1. und I11l. Klaſſe M. 100,00, 
„ „ IV. Klaſſe M. 50,00. 

Verſtirbt ein als Mitglied der Kaſſe Erkrankter nach Be- 
endigung der Krankenunterſtützung, jo iſt das Sterbegeld zu 
gewähren, wenn die Erwerb3unfähigkeit bis zum Tode fort- 
gedauert hat und der Tod in Folge derſelben Krankheit vor 
Ablauf eine8 Jahre38 nach Beendigung der Krankenunterſtüßung 
eingeireten iſt. 

Bei dem Tode der CEhefrau oder eines Kindes8 eines8 
Kaſſenmitgliede8 wird, fall8s dieſc nicht ſelbſt dem Verſicherungs3- 
zwange unterliegen, gleichfalls ein Sterbegeld gezahlt. 

Dasſelbe beträgt: 
für die Ehefrauen der Mitglieder der l., 1l. und I11. Klajje 
M. 80,00, 

für ein Kind im Alter bis zu 4 Jahren M. 20,00, 
„ „ " „ von über 4 bis 8 Jahren M. 30,00, 
" „ von über 8 bi8s 15 Jahren M. 50,00. 
Fur Eltern oder Schwiegereltern eines Mitgliedes, we(cl)e 

nicht ſelbſt dem Krankenverſicherung38zwange unterliegen, min- 
deſtensz 1 Jahr lang bei CEintritt ihres Todes im HauShalte 
des Mitgliedes gelebt haben, und größtentheil8s auf den Arbeits- 
verdienſt desjelben angewieſen waren, wird ebenfalls ein Sterbe- 
geld gezahlt und zwar im Betrage von Mk. 80.00. 

Vom Sterbegeld wird gegen Einlieferung der ſtandes- 
amtlichen Sterbeurkunde der zur De>kung der Begräbnißkoſten 
aufgewendete Betrag Demjenigen ausgezahlt, welcher das Be- 
gräbniß beſorgt. Ein etwaiger Ueberſchuß iſt dem hinterbliebenen 
Ehegatten, Sohn oder Schwiegerſohn, in Ermangelnng eines 
jolMen den nächjten Erben auszuzahlen.
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Sind ſolc<heß Perjonen nicht vorhanden, jo verbleibt der 
Veberſchuß der Kaſſe. (8s 20 Abſ. 4 d. G.) 

Stirbt ein Mitglied, welche3 jſic<h in Behandlung eines der 
angeſtellten Hüttenärzte befunden hat, ſo genügt die Beſcheinigung 
des lehßteren über Tode8urjache und Sterbetag auf dem Kranken- 
ſcheine des Verſtorbenen. 

8 16. . 
Unterſtüßunig bei Grwerbsloſſigkeit., 

Mitgliedern, welc<he in Folge eintretender Erwerbösloſigkeit 
aus der Kaſſe ausſcheiden und ſich im Gebiete des Deutſchen 

Reichs aufhalten, verbleibt für ihre Perſon der Anſpruch auf 
die gejeplichen Mindeſtleiſtungen in ſolchen Unterſtüßungsfällen, 
welche während der Erwerbsloſigkeit und innerhalb eines Zelt- 
raume8 von 3 Wochen nach dem Ausſcheiden aus der Kaſſe 
eintreten, wenn dieje Perſonen vor ihrem Ausſcheiden mindeſtens 
3 Wochen ununterbrochen einer auf Grund des Krankenverſiche- 
rung8geſeßes errichteten Krankenkaſſe angehört haben. (8 28 d. G.) 

s 17. 
Belträ'ge, 

Die Geſammtbeiträge werden feſtgeſept auf 3%/, des im 
8S 5 Nr. 2 des Statuts ermittelten durc<ſchnittlichen Tagelohnes. 

Auf die verſicherungspflichtigen Mitglieder entfallen hier- 
von 2?/,. auf den Bochumer Verein für Bergbau und Guße- 
jtahlfabrikation 19/,. 

Die verſicherungäpflichtigen Mitglieder ſfind verpflichtet, 
zwei Drittel der Beiträge bei den Lohnzahlungen ſich einbehalten 
zu laſſen. Die Firma darf nur auf dieſem Wege den auf dte 
Mitglieder entfallenden Betrag wieder einziehen. Die Abzüge 
für Beiträge ſind auf die Lohnzahlungsperioden, auf welche fie 
entfallen, gleichmäßig zu vertheilen. Dieſe Theilbeträge dürfen, 
ohne daß dadurch Mehrbelaſtungen der Mitglieder herbeigeführt 
werden, auf volle 10 Pfennig abgerundet werden. Sind Ab- 
züge für eine Lohnzahlungsperiode unterblieben, ſo dürfen ſte 
nur no< bei der Lohnzahlung für die nächſtfolgende Lohn- 
zahlungsperiode nachgeholt werden. 

Hat die Firma Beiträge um deswillen nachzuzahlen, weil 
die Verpflichtung zur Entrichtung von Beiträgen zwar von ihr 
anerkannt, von dem Mitgliede oder der Kaſſe aber bejtritten 

wurde und erſt durch einen Rechtsſtreit (8 33 d. G.) hat feſtgeitellt
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werden müſſen, oder weil die im 58 49a des Krankenverſiche- 

rungsgeſeßes vorgeſhriebene Anzeige ciner Hülfskaſſe über das 
Ausſcheiden eines verſicherungspflichtigen Mitgliedes aus der 
Kaſſe oder das Uebertreten eines ſolhen in eine nltedrigere 
Mitgliederklaſje erſft nach Ablauf der im Abfaß 1 bezeichneten 
Zeiträume oder gar nicht erſtattet worden iſt, jo findet die 

Wiedereinziehung des auf das Mitglied entfallenden Theils der 
Beiträge ohne die vorſtehend aufgeführten Beſchränkungen ſtatt. 
(8 65, 8 53 d. G.) 

Die Beiträge ſind ſpäteſtens 14 Tage nach dem Löhnungs- 

tage für die in der Fabrik beſchäftigten verſicherungspflichtigen 
Mitglieder von der Firma zur Kaſſe abzuführen. Die übrigen 
Mitglieder haben die Geſammtbeiträge (alſo einſc<ließlich des 
Beitrage8 der Firma) innerhalb derfelben Friſt koſtenfrei bei 
dem Kaſſenführer einzuzahlen. Die Firma iſk berechtigt, auch 
für freiwillige Mitglieder ein Drittel der Beiträge zu zahlen. 

Rücſtändige Beiträge ſind auf demjelben Wege beizutreiben, 
auf welchem rüdſtändige Gemeindeabgaben beigetrieben werden. 

Für die Zeit der Erwerbsunfähigkeit werden für die Dauer 
der Krankenunterſtüßung keine Beiträge erhoben, 

In jedem Monat finden zwei Löhnungen ijtait und wird 
jede Lohnperivde ohne Rücjicht auf Sonn-, Feier- oder jonſtige 
Ruhetage zu 1217, Tagen gerechnet. 

Streitigkeiten zwiſchen der Firma und den von ihr beſchäftigten 
Berjonen über die Berechnung und Anrechnung der Beiträge der 
lepteren werden von dem zuſtändigen Gewerbegerichte entſchieden. 

Gegen die Entſcheidung des Gewerbegericht8 ſinden die 
Recht83mittel ſtatt, welche in den zur Zuſtändigkeit der Amts- 
gerichte gehörigen bürgerlicen Rechtsſtreitigfeiten zuläſſig ſind. 
Die Berufung an das Landgericht ijt jedo<h nur zuläſſig, wenn der 
Werth des Streitgegenſtandes den Betrag von 100 Mark überſteigt. 

8 18. 

Sonſtige Elnnahmen der Kaſſe. 
Außer etwaigen freiwilligen Zuwendungen, den in 88 116,118 

der Gewerbeordnung bezeichneten Forderungen und den auf Grund 
geſepliher Beſtimmungen ihr zufallenden Geldſtrafen fließen in 
die Kaſſe die auf Grund dieſes Statut8 vom Vorſtande feſt- 
geſeßten Strafgelder, ſowie die Zinſen des vorhandenen Kaſſen- 
vermögens8, welche in8beſondere zu den Unterſtüßungen des 8 5 
gub Nr. 3a und b des Statuts verwandt werden jfollen.
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s 19. 

Beſondere Rechte der Kaſſe. 

Die Kaſſe kann unter ihrem Namen Rcchte erwerben und 
Verbindlichkeiten eingehen, vor Gertc<ht klagen und verklagt werden. 

Für alle Verbindlichkeiten der Kaſſe haſtet dem Kaſſen- 
gläubiger nur das Vermögen der Kaſſe. (8 25 d. G.) . 

Die den Unterſtüßungsberechtigten gegen die Kaſſe zuſtehenden 
Forderungen können mit vechtlicher Wirkung weder verpfändet, 
no<4 übertragen, no< für andere als die im 8 749 Abſatz 4 
der Civilprozeßordnung bezeichneten Forderungen der Ehefrau 
und ehelichen Kinder und die des erjahßberchtigten Armenver- 
bandes gepfändet werden ; jie dürfen nur auf geſc<uldete Ein- 
trittögelder und Beiträge, welche von dem Mitgliede jelbſt ein= 
zuzählen waren, ſjowie auf Gelditrafen, welche dasſelbe durc<h 
Zuwiderhandlungen gegen die in den 88 10, 12 und die im zweiten 
Abſjatz des 8 13 erwähnten Vorſchriften verwirlt hat, aufgerechnet 
werden. (8 56 Abj. 2. d. G.) 

S 20. 

Kaſſenführung und Rehnungslage. 

Die Firma beſtellt unter ihrer Verantwortlichkeit und auf 
ihre Koſten einen Rechnung3- und Kaſſenführer, welcher die 
geſammte Rechnung8=- und Kaſſenführung wahrzunehmen hat. 
(8 64 Ziſfer 3 d. G.) 

Die Einnahmen und Aus8gaben der Kaſſe ſind von alleu 
den Zweden der Kaſſe fremden Vereinnahmu“gen und Veraus- 
gabungen getrennt feſtzuſtellen ; ihre Beſtände ſind geſondert zu 
verwahren. (8 40 Abſ. 1 d. G.) 

Der Rechnungs- und Kaſſenführer hat unter Beobachtung 
der auf Grund des 8 41 Abſj. 2 des Kranfkenverſicherungs- 
gejezes erlaſjenen Vorſchriften der höheren Verwaltungsbehörde 
über alle Einnahmen und Aus8gaben der Kaſſe Buch und Rec<hnung 
zu führen. Er ſtellt den jährlichen Rehnungsabſchluß und die 
vorgeſchriebenen Ueberſichten über die Mitglieder, über Krank= 
heit8s-= und Sterbefälle, über die vereinnahmten Beiträge und 
die geleijteten Unterſtüßungen auf, welc<he ſämmtlich vom Vor»- 
jſtand geprüft und feſtgeſtellt und der Aufſichtsbehörde eingereicht 
werden.
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Der Vorſtand hat d!e vom Kaſſenführer aufgeſtellte Jahres-= 
re<hnung feſtzuſiellen, mit «alen Belögen dem Reviſion8ausſchuß 
(8 31 Ziſſer 1 d. St.) zur Prüſung vorzulegen und ſpäteſtens 
bi8s zum 1. April des nächſten Jahre8 die Abnahme der Jahres- 
re>nung bei der Generalverſammlung zu beantragen. (8 41 
Abſ. 1 d. G.) 

Das Geſchäſtsjahr iſt das Kalenderjahr. 

8 21. 
Anlagelder Kajjengelder. 

In der Kaſſe"muß zur De>ung der laufenden Ausgaben 
ſtet3 ein entſpreczender Baarbeſtand vorhanden ſein, welc<her 
jedo<M der Regel nach den Betrag einer Monat83-Aus8gabe nicht 
überſteigen daif. Die hierüber hinaus8gehenden Beſtände müſſen 

auf den Namen der Kaſſe nac< Vorſchrift des 5 40 de8 Kranken- 
verſicherung8geſehes angelegt werden. (8 40 Abj. 3 d. G.) 

Werthpapieie der Kaſſe, welche nicht lediglich zur vorüber= 
achenden Anlegung zeitweilig verfügbarer Betriebs8gelder für 
die Kaſſe erworben werden, ſind bei der Auſſichtsbehörde oder 
uac< deren Anweiſung verwahrlich niederzulegen. Die Nieder- 
legungsſc<eine darüber ſind mit deu Kaſſenbeſtänden zu verwahren. 
(8 40 Abjl. 2 d, G.) 

Das Kaſſenvermögen, welches gejondexrt von dem Reſerve-- 
ſond38 verwaltet wird, iſt in gleicer Weiſe anzulegen. 

S 22. 
' Rejervefonds. 

Die Kaſſe hat einen Reſervefonds . im Mindeſtbetrage der 
durchſchnittlichen Jahre8ausgabe der leßten 3 Jahre anzuſammeln 
und erfſorderlichenfalls bi8s zu diejer Höhe zu ergänzen. So 
lange der Reſervefond8 dieſen Betrag nicht erreicht, iſt dem- 
jelben mindeſten8 ein Zehutel des Jahre8betrages der Kaſſen- 
beiträge zuzuführen. (8 32 d. G.) 

Iſt in Folge von Epidemieen oder anderen Ereigniſſen der 
Reſervefond8 erſchöpft, jo können auf Anordnung des Kaſſen- 
vorſtande3s die erſorderlichen Zuſchüſje zur Kaſſe aus dem vor= 

handenen Kaſſenvermögen entnommen werden, 
Im Uebrigen hat über Verwendungen aus demſelben die 

Generalveriammlung zu jbeſchließen. Sol<e Beſchlüjſe unter= 
liegen der Genehmigung des| Verwaltungsraths de3 Bocyumer 
Vereins.
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Sollte die Firma zum Zwecke der Altersverjorgung eine 
Jelbſtſtändige Penſton8kaſſe wit freiwilligem Beitritt ihrer Arbeiter 
bezw. ihrer ſonſtigen Angeſtellten errichten, ſo kann das vor- 
handene Kaſſenvermögen durch Beſchluſß der Generalverſammlung 
der betreffenden Kaſſe überwieſen werden. Ein ſolcer Beſchluß 
unterliegt der Genehmigung des Regierung3-Präſidenten. 

k'()*-] 

Er:höhiung derJBeiträge und Ermäßigung der 
Kaſſenleüſtungen. 

Ergiebt ifich aus den Jahre3abſchlüſſen, daß die Einnahmen der 
Kaſſe zur Deckung ihrer Ausgaben einſchließlich der Rüklagen zur 
Anſammlung und Ergänzung des Neſervefond8 nicht ausreichen, 
ſo müſſen entweder die Kaſſenleiſtungen bis auf den Mindeſtbetrag 
des 8 20 des Krankenverjicherungs8gejele3 gemindert oder die 
Beiträge bi8 auf 41!/, Prozent des dur<hſhnittlichhen Tagelohnes 
(8 5 d. St.) erhöht werden. (8 33 Abſ. 1, 8 31 Abj. 2d.G.) 

Werden dic geſeßlichen Mindeſtleiſtungen der Kajje durch 
die Beiträge, nachdem dieje in8gejammt 4/, Prozent des durch- 
Ichnittlichen Tagelohnes (8 5 d. St.) erreicht haben, nicht gedeckt, 
jv hat die Fixrma die zux Deckung derſelben erforderlichen Zu- 
ſc<üſſe aus eigeuen Mitteln zu leiſten, für welche Zuſchüffe ic 
auch bei ſpäterem beſjeren Stand der Kaſſe keine Rückerſtattung 
fordern kann. (8 65 Abſ. 2 d. G.) 

Crmäßigungen der Beiträge und Erhöhung der 
Kaſſenleiſtungen. 

Ergiebt fſich aus den Jahresabſchlüſſen, daß die Jahres- 
einnahmen die Jahre8ausgaben überſteigen, ſo iſt, fals der 
Rejervefond8 das Doppelte des vorgeſchriebenen Mindeſtbetrages 
erreicht hat, entweder eine Ermäßigung der Beiträge oder eine 
Erhöhung oder Erweiterung der Kaſſenleiſtungen l)erbetzuful)ren 
(8 33 Abj. 2 d G.) 

Allgemeine Beſtimmung über Beiträge und 
Kaſſenleiſtungen. 

Die Mitglieder ſind der Kaſje gegenüber lediglich zu den 
durch dieſes Statut feitgeſtellten Beiträgen verpflichtet. Andere 
Beiträge dürfen von ihnen nicht erhoben werden.
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Zu anderen Zweden, als den ſtatutmäßigen Unterſtüßungen,. 
der ſtatutmäßigen Anjammlung und Ergänzung des NReſfervefonds- 
und der DeFXung der Verwaltungskojten dürfen Verwendungen 
aus dem Vermögen der Kaſſje nicht erfolgen. (8 29 d. G.) 

8 26. 

Organe der Aajſje. 

Organe der Kaſſe find der Vorſtand und die General-- 
verjammlung. 

8 27, 
Zufammenſfeßung des Vorſtandes, 

Der Vorſtand beſteht (s 38 Abſ. 1 und 3 d. G.): 
a) aus dem Generaldirector des Bochumer Verein3 für. 

Bergbau und Gußſtahlfabrikation oder deſſen Stell- 
vertreter als Vorſißenden (8 64 Nr. 2 d. G.); 

b) dem Rajſirer des Bochumer Verein8; 
c) dem Redhnungs- und Kuffenff[l)rer der Krankenkajſje,. 

die Beide auf unbeſtimmte Dauer von dexr Firma er= 
nannt werden, jJowie 

d) aus 6 von der Generalverſammlung ohne Mitwirkung 

der Vertreter der Firma aus der Mitte der ſtimms- 
berechtigten, großjährigen Kaſſenmitglieder, welche im 
Beſtiße der bürgerlichen Ehrenrechte ſfſind, gewählten 
Beiſjißzern. 

Die Wahl erfolgt auf 2 Jahre. 
Findet dur<g die Leiſtungen der freiwilligen M]tgl[oder 

eine Verſhiebung des Beitragsverhältniſjes ſtatt, jo iſt ein 
fiebenter Beitißer zu wählen, wenn die Summe der Beiträge 
der Fixma unter */,5 der Geſammtjumme aller Beiträge herabſinkt. 

Treten noc< weitere Verſchiebungen ein, jo ſind in analoger 
Weife weitere Beiſiper zu wählen. 

Die Wahl des oder der weiteren Beijſißer erfolgt in der 
nächſten ordentlichen Generalverjammlung. 

Die Wahl der Beititzer iſt geheim und erfolgt durch ver- 
decte Stimmzettel in der Weije, daß jeder Wählende jo viele 
Namen aufſc<hreibt, wie Vorſtandsmitglieder zu wählen find. 
Gewählt jind Diejenigen, welche die meijten Stimmen erhalten. 
Stimmen, welche auf nicht Wählbare fallen oder die Gewählten 
nicht deutlich bezeichnen, werden nicht mitgezählt. Bei Stimmen=- 
gleichheit entſcheidet das vom Vorſißenden zu ziehende Lovos.
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Die Wahl wird im Auſtrage des Vorſtandes von deſſen 

Vorſigenden oder von einem zu dieſem Zwede beſtellten Ver- 
treter, vder wenn ein Vorſtand nicht vorhauden iſt, von einem 
Beauſtragten der Aufſicht8behörde geleitet. 

Jedes Jahr ſc<heidet die Hälfte der gewählten Beiſißer 
aus. Diejenigen. welße am Schluß des erjten Wahljahres 
ausſcheiden, werden durcg das Loos8 beſtimmt. 

Zitt die Zahl der gewählten Beiſikber eine ungerade, ſo 
ſcheidet abwechſelnd die der Hälfte am nächſten kommende un- 
gerade vder gerade Zahl aus. 

Die Neuwahl findet durch die ordentliche Generalver- 
ſammlung jtatt. 

Bis8 zum Eintritt der neugewählten Beiſiper haben die 
AuSſheidenden ihr Amt weiter zu führen. 

Jit troßdem die Zahl der gewählten Beiſiger um mehr als 
1/z geſunken, jo muß alsbald eine Generalverſammlung zur Er- 
ſaßwahl für alle aus8geſchiedenen Veiſißer berufen werden. 

Die Amts8dauer der jo Gewählten erliſcht mit dem Zeit- 
punkte, in welchem diejenige der ausgeſchiedenen Beiſißer er- 
loſchen ſein würde. 

Ueber das Ergebniß der Wahl nimmt der Rechnungsführer 
ein Protokoll auſ, welches von dem Genexaldirector oder deſſen 
Stellvertreter und dem Rechnungsführer unterſchricben wird. 

Die Ablehnung der Wahl zum Vorſtand3mitgliede iſt aus 
denjelben Gründen zuläſſig, aus welchen das Amt eines VYVor- 

munde38 abgelcehnt werden kann. Die Wahrnehmung eiites uuf 
Grund der Unfallverficherung und der JInvalidität3verſicherung 
übernommenen Ehreuamts iteht der Führung einer Vormund- 
jcc<aft gleih. Cine Wiederwahl kann nach mindejten3 zweijähriger 
Amtsführung für die nächſte Wahlperiode abgelehnt werden. 
Kaſſenmitgliedern, wel<ße eine Wahl ohne geſeblichen Grund 
ablehnen, kann auf Beſchluſß der Generalverſammluung für be- 
ſtimmte Zeit, jedoch nicht über die Dauer der Wahlperiode, 
das Stimmrecht in der Generalverſammlung entzogen werden. 
(s 34a Abſ. 2 d. G.) 

Die gewählten Beiſiper müſſen des Leſens und Schreibens 
kundig ſein. ' 

Der Vorſtand hat über jede Aenderung in ſeiner Zuſammen- 
ſepung und über das Ergebniß jeder Wahl der Auffichtöbehörde 
binnen einer Woche Anzeige zu erſtatten. (8 34 Abſ. 2 d. G.)
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JIſt die Anzeige nicht erfolgt, jo kann die Aenderung 
dritten Perſonen nur dann entgegengeſeßt werden, wenn be- 
wieſen wird, daß ie leßteren bekannt war. 

8 28. 
Rechte und Pflichten des Vorſtandes8. 

Der Vorſtand vertritt die Kaſſe gerichtlich und außerge- 
richtlich. Dieſe Vertretung exitre&t fich auch auf diejenigen 
Geſchäſte und NRecht3handlungen, für wel<e nach den Geſetzen 
eine Specialvollmacht erſorderlich iſt. (8 33 Abf. 1 d. G.) 

Verträge werden Namens der Kaſje von dem Vorſißenden 
des Vorjtandes und zwei Beiſitzern vollzogen. Vei allen übrigen 
NRecht8geſchäften und Erklärungen vertritt der Vorfißende den 

Vorſtand nach außen. Gerichtliche Zuſtellungen für den Vor- 
ttand jind an den Vorſjipenden deſſelben zu richten. Die Le- 
gitimation des Vorſtande8 oder jeines Vorfigenden bei allen 

Rechtsgeſchäjten wird durch eine Beſcheinigung der Auſfticht8- 
behörde bewirkt. (8 35 Abj. 2 d. G.) 

Der Vorſtand verwalret alle Angelegenheiten der Kaſſe, 

joweit dieſelben nicht durh Geſez oderx Statut ausdrücklich) der 
Generalverſammlung übertragen find. 

Der Vorſitzende beruft den Vorſtand, jv ovft dies die Loage 
der Geſchäſte erfordert. Er muß den Vorſtand binnen 10 Tagen 
berufen, wenn mindeſtens 1/, der gewählten Beiſizer dies bean- 
ragen. Die Berufung erſolgt durch Circular. TDer Vorſißende 
kann ein Vorſtandsmitglied, welches ohne genügende Entſchuldigung 
aus der Vorſtandsſitung wegbleibt, oder zu jpät erſcheinr, in 
eine Ordnungsſtrafe bis zu 3 Mark nehmen. 

Dex Vorſiand iſt beſc<hlußfähig, wenn der Vorſihende 
oder ſein Stellvertretex und mindeſtens die Hälfie der gewählten 
Beiſißer anweſend ſind. Die Beſchlüfe werden mit einſfacher 
Stimmenmehrheit gefaßt, bei Stimmengleichheit entſcheidet der 
Vorſißende. Die Beſchlüſſe ijind in einem beſonderen Buche 
zu protokolliren. 

Jedem Vorſtandsmitgliede ſteht das Recht zu, ſi<ß durc< 
Krankenbeſuche von dem Geſundheitszuſtande der als krank ge= 
meldeten Mitglieder zu überzeugen. Auc< kann der Voritand 
beſondeye Krankencontroleure beſtellen. 

Die Vorſtandsmitglieder verſehen ihr Amt unentgeltlich. 

(8 34a Abj. 1 d. G.)
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Die Mitglieder des Vorſtandes haften der Kaſſe für 
Ppflichtmäßige Verwaltung wie Vormünder ihren Mündeln. 
(5 42 Abj) . 1. d. G.) 

S 29, 

Zuſammenjetßzung der Generalverjammlung. 

Die Generalverſammlung beſteht aus Vertretern der Kajſen- 

mitglieder und Delegirten der Fixrma. Auf je 200 Kaſſenmit- 
glieder wird im Allgemeinen ein Vertreter gewählt. 

' Füir die Wahl diejer Vertreter werden ſämmtliche Kajſſen- 
mitglieder in Abtheilungen getheilt. 

Jede Betriebsabtheilung der Fabrik bildet in der Rezgel eine 
Abthyeilung., Abtheilungen, denen weniger als 200, jedoch mindeſten3 
100 Mitglieder angehören, wählen einen eigenen Vertreter. 

Abtheilungen, welche weniger al8 100 Mitglieder umſfaſſen, 
werden zu einer befonderen Abtheilung vereinigt. In dieſer 

Abtheitlung find auch diejenigen freiwillig beigetretenen Mit- 
glieder wahlberechtigt, welc<he einer beſtimmten Abtheilung nicht 
angehören. 

Iſt die Zahl der Mitglieder einer Abtheilung nicht durch 
200 theilbar, jo iſt für die überſchießende Zahl, wenn dieſelbe 
100 oder mehr beträgt, cin weiterer Vertreter zu wählen. 

Die erforderlichen Anordnungen, ſowie die Zahl der in 
jeder Abtheilung zu wählenden Vertreter find ſpäteſtens 3 Tage 
vor der Wahl mit der Einladung zu derſelben von der Firma 
unter Zuſtimmung des Vorſtande3 bekannt zu machen. 

Sollte dennoch die Stelle eines Vertreters unbeſeßt bleiben, 
jo findet dur< die betrefjfende Wahlabtheilung für die noc< 
reſtirende Amtö8dauex im Bedürfnißfall eine Neuwahl itatt, 
fals in der Abtheilung no< mindeſtens 100 Mitglieder be- 
ſchäſtigt jind. 

Wahlberechtigt und wählbar jind die großjährigen und im 
Beſiße der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen Kaſſenmitglieder 
mit Ausſchuß derjenigen, welche der Kaſſe auf Grund des 8 3 

Biſfer 2 des Statuts angehören. 
Kein wählbares Mitglied kann die auf ihn gefallene Wahl 

als Vertreter für das erſte Mal ausichlagen. 
Die Wahl erfolgt na< Maßgabe der betreffenden Be- 

ſtimmungen des 8 27 Abſ 3 und 4 des Statuts auf die 
Dauer von 2 Jahren.
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Am Sqcnluſfſe jedes Kalenderjahres ſcheidet die Hälfte der 
Vertreter aus. Die erſtmalig Ausſcheidenden werden durc< das 
QCov8 beſtimmt. Die Neuwahlen finden im December für das 

folgende Kalenderjahr [tatt. 
Scheidet ein Vertreter vor Ablauf jeiner Amts8dauer aus, 

ſo findet durch die Abtheilung, von weicher er gewählt war, 
für die übrige Zeit der Amt8dauer eine Neuwahl ſtatt. 

Jeder Vertreter der Kaſſenmitglieder führt in der General- 
verſammlung eine Stimme. 

Die Anzahl der Stimmen, welche den Delegirten der 
Firma zuſtehen, wird nac) dem Verhältntß der von derjelben 
aus eigenen Mitteln gezahlten Beiträge zu dem Geſammtbetrage 
der Beiträge bemeſſen. Mehr als ein Drittel der Stimmen 

ſteht jedoch4) der Firma in keinem Falle zu. (8 38 Abſ.. 2 d. G.) 

8S 30. 

Geſchäſt3ordnung der Generalverſammlung. 

Die Generalverſammlung wird vom Voritande unter Anz= 
gabe der Verhandlung8gegenſtände durch einen mindeſtens 3 Tage 
vorher zu bewirkenden Anichlag in den Fabrikwerkſtätten berufen. 

In jedem Jahre findet eine ordentliche Generalverfammlung 
jpäteſtens im vierten Monate nach Schluß des Katienjahres ſtatt. 

Außerordentliche Generalverſammlungen beruft der Vorſtand 

nach Bedürfniß. Die Berufung der Generalverfammlung muß 
binnen 4 Wochen erfolgen, wenn mindeitens der vierte Theil 
ihrer Mitglieder es8 beantragt. 

Jede vorſchriftämäßig berufene Generxalverjammlung iſt 
beichlußfähig. 

Die Leitung der Generalverjamnlung iſteht dem von der 
Fixrma zu bezeichnenden Vertreter derjelben zu. 

- Beſchlüſſje der Generalverjammlung werden, ſoweit für ein- 
zelne Gegenſtände dur<h diejes Statut nicht etwas Anderes beſtimmt 
t, mit einfacher Stimmenmehrheit dex in der Verjammlung 
vertretenen Stimmen gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
bei Wahlen das Loo8, ſonſt die Stimme des Vorſißenden. 

Neber die Verhandlungen und Beſch<läüfje der Generol- 
verſaommlung iſt ein Protokol in einem bejonder3 dazu be=- 

ſtimmten Buche zu führen. Ter Vorſitende ernennt den 

Protofollführer, jowie die Stimmzähler, leztere mindeſtens zu 
zwei Drittel aus den Vertretern derx Kaſſenmitglieder.
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Der Vorſißende hat das Recht, Mitglieder der General- 
verjammlung, welche feinen zur Leitung der Verhandlungen 

getroffenen Anordnungen nicht Folge leiſten, oder ſich ſonſt 
ungebührlich benehmen, aus der Verſammlung auszuwziſen. 

Bejchlüſſje können von der Generalverſammlung nur über 
Jol<e Gegenſtände gefaßt werden, welche bei der Berufung 
derſelben als Gegenſtände der Verhandlung bezeichnet ſind. 

Obliegenheiten der Generalverſammlung. 

Außer den von ihr vorzunehmenden Wahlen zum Vorſtande 
äſt der Generalverjammlung vorbehalten : 

1. die Abnahme der Jahresrehnung und die Befugniß, 
dieſelbe dur< einen beſonderen Ausſchuß von 3 Per- 
ſonen prüfen zu laſſen ; 
Beſchlußnahme über die Verfolgung von Anjvrüchen, 
welche der Kaſje gegen Vorſtandsmitglieder aus deren 
Amtsführung erwachſen, und die Wahl der damit zu 
beauftragenden Perſonen ; -/ 

“3. die Beſchlußnahme über Abänderung der Statuten, 
namentlich auch über Abänderung der Unterſtüßungen 
und Beiträge, ſoweit ſie nicht ſtatutenmäßig in Folge 
einer veränderten Feſtſezung der durc<hſchnittlichen Tage- 
löhne eintreten ; 

4. Beſchlußnahme über Anträge der Firma auf Auflöfung 
der Kajſſe. 

Bei der BejſHlußnahme und bei den Wahlen zu 1 und 2 
uhen die Stimimen der Vertreter der Fixma Die Verhand- 
lungen werden in Abweſenheit derjelben von einem von der 
Generalverjammlung aus ihrer Mitte zu wählenden Vorſitend?n 
geleitet. Jm Uebrigen finden auf die Vornahme diejer Wahlen 
die Bejtimmungen des 8 27 Abjaß 6 mit der Maßgabe An- 
wendung, daß die Wahl, wenn von keinem der Stimmberechtigten 
Widerſpruch erhoben wird, durch Acclamation vorgenommen 
werden kann. 

Die exforderlichen Wahlen finden nacß Maßgabe der be- 
treffenden Beſtimmungen des 8 27 des Statuts jſtatt, 

Die Auſlöfung der Kaſſe kann nur mit zwei Drittel der 
vertretenen Stimmen beſc<loſſen werden. 

D
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8 32. 

Streitigkeiten. 

Streitigkeiten, welche zwiſc<en den Mitgliedexn oder der 
Firma einerſeits und der Kaſſe andererſeit8 über das BVer- 
ficherung3verhäliniß oder über die Verpflichtung zur Leiſtung 
oder Einzahlung von Beiträgen oder über Unterſtüßungsanſprüche 
entſtehen, werden von der Aufſfichtäbehörde entſchieden. Gegen 
die Entſc<eidung findet binnen vier Wochen nach deren Zus- 
ſtellung die Berufung auf den Rec<ht3weg mittelſt Erhebung der 
Klage ſtatt. Die Entſcheidung iſt voxrläufig vollſtre>bar, ſoweit 
es ſich um Streitigkeiten handelt, welche Unterſtüßungs8anſprüche 
betreffen. 

S 33, 
Beauffſichtigung der Kajſſe. 

Die Aufſicht über die Kajfe wird unter Oberauſſicht des 
Regierungs-Präſidenten zu Arns8berg von der Gemeindebehörde 
der Stadt Bochum wahrgenommen. 

Vorſtehendes Statut Ut von der Generalverſammlung, 

weldhe aus Vertretern der Mitglieder beſteht, unrer Zuſtimmung 
des Kaſjenvorſtandes beſchloſſen worden und tritt am 1. April 1893 
in Kraft. 

October 1892. 
Bodjum, den .. 

7. 

- 2. April 1897. - 

Genehmigt vom Bezirksausſchuſſe zu Arn3berg am 3. März 
1893 (B. A. 642) und am 13. Mai 1897 (B. a. 11 2272).


